
— der Europäischen Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der Entscheidung C(94) 30436 vom 25. November 1994 
gewährte die Kommission einen Beitrag des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) zu einem operationellen Pro­
gramm in der Region Valencia, das in das gemeinschaftliche 
Förderkonzept für strukturelle Interventionen in den spanischen 
Ziel-1-Regionen im Zeitraum 1994–1999 einbezogen war, mit 
einem Höchstbetrag zulasten des EFRE von 
1 207 941 000 ECU. Mit der angefochtenen Entscheidung 
wurde der ursprünglich gewährte Beitrag auf 115 612 377,25 
Euro gekürzt, da es bei 23 der 38 fraglichen Projekten zu 
Unregelmäßigkeiten gekommen sei. 

Der Kläger macht folgende Klagegründe geltend: 

— Verstoß gegen Art. 24 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 
des Rates vom 19. Dezember 1988 ( 1 ), da in der angefoch­
tenen Entscheidung die Extrapolationsmethode angewandt 
worden sei und dieser Artikel die Extrapolation der bei kon­
kreten Aktionen festgestellten Unregelmäßigkeiten auf die 
Gesamtheit der Aktionen, die in die mit Mitteln des EFRE 
finanzierten operationellen Programme einbezogen seien, 
nicht zulasse. Der von der Kommission in der angefochte­
nen Entscheidung vorgenommenen Korrektur fehle eine 
Rechtsgrundlage, da die Leitlinien der Kommission vom 
15. Oktober 1997 für Nettofinanzkorrekturen im Rahmen 
der Anwendung des Art. 24 der Verordnung (EWG) Nr. 
4253/88 des Rates nach dem Urteil des Gerichtshofs vom 
6. April 2000, Spanien/Kommission, C-443/97 ( 2 ), keine 
Rechtswirkungen gegenüber den Mitgliedstaaten entfalten 
könnten und Art. 24 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 
des Rates vom 19. Dezember 1988 nur die Kürzung der 
Beteiligungen ermögliche, durch deren Prüfung das Vorlie­
gen einer Unregelmäßigkeit bestätigt werde, welcher Grund­
satz verletzt werde, wenn Korrekturen im Extrapolationsweg 
vorgenommen würden. 

— Hilfsweise, Verstoß gegen Art. 24 der Verordnung (EWG) 
Nr. 4253/88 des Rates vom 19. Dezember 1988 in Ver­
bindung mit Art. 4 Abs. 3 EUV (Grundsatz der loyalen 
Zusammenarbeit), da eine Korrektur im Weg der Extrapola­
tion vorgenommen worden sei, obwohl sich hinsichtlich der 
geänderten Verträge keine Mängel im Bereich der Durchfüh­
rung, der Kontrolle oder des Audits gezeigt hätten, zumal 
die durchführenden Organe spanisches Recht angewendet 
hätten, das der Gerichtshof der Europäischen Union nicht 
für unionsrechtswidrig erklärt habe. Die Beachtung des na­
tionalen Rechts durch die durchführenden Behörden, möge 
sie auch die Kommission dazu veranlassen, das Vorliegen 
von Unregelmäßigkeiten oder konkreter Verstöße gegen 
das Unionsrecht festzustellen, könne nicht als Ausgangsbasis 
für eine Extrapolation wegen Mängeln im Bereich der 
Durchführung dienen, wenn weder das von diesen Organen 
angewendete Gesetz vom Gerichtshof für unionsrechtswidrig 
erklärt worden sei noch die Kommission gegen den Mit­
gliedstaat Klage nach Art. 258 AEUV erhoben habe. 

— Hilfsweise, Verstoß gegen Art. 24 der Verordnung (EWG) 
Nr. 4253/88 des Rates vom 19. Dezember 1988, da die 
für die Finanzkorrektur im Extrapolationsweg herangezoge­
nen Musterfälle nicht repräsentativ seien. Die Kommission 
sei bei ihrer Extrapolation von einer sehr begrenzten Zahl 
von Musterfällen (38 von 7 862) ausgegangen, die nicht alle 
wesentlichen Bereiche des operationellen Programms um­
fasst hätten; sie habe dabei Ausgaben einbezogen, die zuvor 
von den spanischen Behörden in Abzug gebracht worden 
seien, sei von den erklärten Ausgaben und nicht von der 
Beteiligung an diesen ausgegangen und habe Software ver­
wendet, die eine Zuverlässigkeit von unter 85 % aufgewiesen 
habe. Daher erfüllten die Musterfälle nicht die notwendigen 
Repräsentativitätsvoraussetzungen, um als Ausgangsbasis für 
eine Extrapolation zu dienen. 

— Dem Vorgehen der Kommission stehe schließlich die Ver­
jährung nach Art. 3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 
2988/95 ( 3 ) entgegen. Da die Mitteilung an die spanischen 
Behörden, dass Unregelmäßigkeiten vorlägen, im Juli 2004 
erfolgt sei, wobei es sich in den meisten Fällen um Unregel­
mäßigkeiten in den Jahren 1997, 1998 und 1999 gehandelt 
habe, müsse dies zu ihrer Verjährung wegen Ablaufs der in 
Art. 3 der Verordnung Nr. 2988/95 vorgesehenen Frist von 
vier Jahren führen. 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 des Rates vom 19. Dezember 1988 
zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich 
der Koordinierung der Interventionen der verschiedenen Struktur­
fonds einerseits und zwischen diesen und den Interventionen der 
Europäischen Investitionsbank und der sonstigen vorhandenen Fi­
nanzinstrumente andererseits (ABl. L 374, S. 1). 

( 2 ) Slg. 2000, I-2415. 
( 3 ) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezem­

ber 1995 über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäi­
schen Gemeinschaften (ABl. L 312, S. 1). 

Klage, eingereicht am 30. März 2010 — Ben Ri 
Electrónica/HABM — Sacopa (LT LIGHT-THECNO) 

(Rechtssache T-143/10) 

(2010/C 134/78) 

Sprache der Klageschrift: Spanisch 

Verfahrensbeteiligte 

Klägerin: Ben Ri Electrónica, SA (Madrid, Spanien) (Prozess­
bevollmächtigte: Rechtsanwältin A. Alejos Cutuli) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle)
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Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer des 
HABM: Sacopa, SAU (Sant Jaume de Llierca (Girona), Spanien) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des HABM 
aufzuheben und die Gemeinschaftsmarkenanmeldung Nr. 
4 520 193 zurückzuweisen; 

— dem Beklagten die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Sacopa, SAU. 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Bildmarke mit dem Wortbestand­
teil „LT“ (Anmeldung Nr. 4 520 193) für Waren der Klassen 7, 
9 und 11. 

Inhaberin des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechts: Klägerin. 

Im Widerspruchsverfahren entgegengehaltene Marken- oder Zeichen­
rechte: Gemeinschaftsbildmarke (Nr. 13 375) und spanische Bild­
marken (Nr. 1 719 729 und Nr. 1 719 730), bestehend aus den 
übereinandergestellten Buchstaben L und T auf einem Kreis, für 
Waren der Klassen 9 und 11. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Teilweise Zurückweisung 
des Widerspruchs. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Aufhebung der angefochte­
nen Entscheidung und Zurückweisung des Widerspruchs. 

Klagegründe: Unrichtige Auslegung von Art. 8 Abs. 1 Buchst. b 
der Verordnung Nr. 207/2009 über die Gemeinschaftsmarke. 

Klage, eingereicht am 29. März 2010 — Space Beach 
Club/HABM — Flores Gómez (SpS space of sound) 

(Rechtssache T-144/10) 

(2010/C 134/79) 

Sprache der Klageschrift: Spanisch 

Verfahrensbeteiligte 

Klägerin: Space Beach Club, SA (San Jorge (Ibiza), Spanien) (Pro­
zessbevollmächtigte: Rechtsanwältin A. Alejos Cutuli) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Anderer Beteiligter im Verfahren vor der Beschwerdekammer des 
HABM: Miguel Ángel Flores Gómez (Madrid, Spanien) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer des 
HABM aufzuheben und die Gemeinschaftsmarkenanmel­
dung Nr. 5 683 693 zurückzuweisen; 

— dem Beklagten die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelder der Gemeinschaftsmarke: Miguel Ángel Flores Gómez. 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Bildmarke mit dem Wortbestand­
teil „SpS space of sound“ (Anmeldung Nr. 5 683 693) für Wa­
ren und Dienstleistungen der Klassen 9, 35 und 41. 

Inhaberin der im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechte: Klägerin. 

Im Widerspruchsverfahren entgegengehaltene Marken- oder Zeichen­
rechte: Spanische Bildmarken mit dem Wortbestandteil „space“ 
(Nr. 2 021 783, Nr. 2 610 677, Nr. 2 644 838, Nr. 2 644 839, 
Nr. 2 654 511, Nr. 2 694 428, Nr. 2 583 870, Nr. 3 175 742 
und Nr. 4 529 814) für Waren und Dienstleistungen der Klas­
sen 9, 25 und 41. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Zurückweisung des Wider­
spruchs. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der Be­
schwerde. 

Klagegründe: Unrichtige Auslegung von Art. 8 Abs. 1 Buchst. b 
der Verordnung Nr. 207/2009 über die Gemeinschaftsmarke.
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